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Lissabon-Vertrag hin oder her – 
das militärische Kerneuropa soll kommen! 
Der European Council on Foreign Relations fordert ein Militärdirektorium – 




Aufgrund der irischen Ablehnung des Lissabonner Vertrages ist eines seiner Hauptanliegen akut gefährdet: die Forcierung 
des EU-Militarisierungsprozesses. Aus diesem Grund werden derzeit Pläne ausgearbeitet, wie Kernbestandteile des Vertrages 
dennoch umgesetzt werden könnten. Dies betriﬀ t vor allem die so genannte „Ständige Strukturierte Zusammenarbeit“, die 
faktisch die Bildung eines Kerneuropa im Militärbereich ermöglichen würde. Damit würden die sicherheitspolitischen Ent-
scheidungsbefugnisse in der Europäischen Union auf wenige einﬂ ussreiche EU-Mitgliedsstaaten konzentriert. 
Angesichts des drohenden Scheiterns des Lissabonner Vertrages präsentierte der neu gegründete European Council on 
Foreign Relations nun einen Vorschlag, wie ein solches EU-Militärdirektorium auch ohne neuen EU-Vertrag umgesetzt 
werden könnte. Da hiermit eine weitere erhebliche Machtverschiebung zugunsten der EU-Großmächte einhergehen würde, 




ECFR: EUropas Militärelite formiert sich 2
Die Anfänge des Kerneuropa-Prinzips 3
Erste Umsetzungen im Wirtschaftsbereich 4
Kerneuropa im Vertrag von Lissabon 4
Das Ziel: Ein „Direktorium“ für die EU-Außenpolitik 5
ECFR-Plädoyer für ein EU-Militärdirektorium – auch ohne Vertrag von Lissabon 5
Irland, Österreich, etc. – die Marginalisierung ablehnen! 6
Anmerkungen 6
Informationsstelle Militarisierung (IMI) e.V. - Hechinger Str. 203 - 72072 Tübingen
2 IMI-Studie - 8/2008
Einleitung
Das NEIN der irischen Bevölkerung zum Vertrag von Lis-
sabon beim Referendum am 12. Juni hat den EU-Militari-
sten einen schweren Schlag versetzt. Ziel des Vertrages war 
es schließlich explizit zur Stärkung der Europäischen Außen- 
und Sicherheitspolitik (ESVP) beizutragen und damit die 
Militarisierung der Europäischen Union massiv voranzutrei-
ben – nun fehlt zahlreichen der geplanten Militarisierungs-
initiativen schlicht die Rechtsgrundlage. Weder kann nach 
gegenwärtigem Stand erstmals ein EU-Rüstungshaushalt auf-
gestellt werden noch ist es (vorläuﬁ g) möglich, EU-Militär 
innerhalb der Union einzusetzen, um nur zwei Beispiele zu 
nennen. 
Ein besonderes Ärgernis stellt für die EU-Eliten die Tatsache 
dar, dass ohne den Vertrag von Lissabon die – in ihrer Trag-
weite häuﬁ g unterschätzte - „Ständige Strukturierte Zusam-
menarbeit“ wieder in der Versenkung zu verschwinden droht. 
Denn mit diesem Mechanismus würde erstmals die Bildung 
eines Kerneuropas im Militärbereich möglich – die kleinen 
und mittleren EU-Länder könnten dadurch von wesentli-
chen außen- und sicherheitspolitischen Entscheidungspro-
zessen ausgeschlossen werden. Deshalb setzt man derzeit alles 
daran, den Vertrag doch noch verabschiedet zu bekommen, 
indem die Iren massiv unter Druck gesetzt werden.1 Da aber 
ein endgültiges Scheitern des Vertrages durchaus im Bereich 
des Möglichen liegt, werden gegenwärtig auch ﬁ eberhaft 
Alternativen ausgearbeitet.
In diesem Zusammenhang sicherte sich der neu gegründete 
European Council on Foreign Relations (ECFR) die Dien-
ste eines echten Hochkaräters. Er verpﬂ ichtete als leitenden 
Wissenschaftler für Politikberatung den Briten Nick Witney, 
bis 2007 noch Chef der Europäischen Verteidigungsagentur. 
Dieser legte Ende Juli 2008 einen 52seitigen Forderungska-
talog zur „Revitalisierung der Europäischen Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik“ vor, der aus zwei Gründen von großer 
Relevanz ist: Einerseits, weil damit der European Council 
on Foreign Relations seinem erklärten Anspruch gerecht zu 
werden droht, sich zur zentralen Schaltstelle für die For-
cierung der EU-Militarisierung aufzuschwingen. Auf der 
anderen Seite handelt es sich bei der Studie um die bis dato 
detailliertesten Überlegungen, wie ein Kernbereich des Lisa-
bonner Vertrages, die besagte „Ständige Strukturierte Zusam-
menarbeit“, im Falle seines endgültigen Scheiterns dennoch 
implementiert werden könnte. Witneys Vorschläge sind von 
höchster Brisanz, will der Brite doch mit einem dreistuﬁ gen 
Selektionsprozess die militärpolitische Spreu vom Weizen 
trennen und damit letztlich den Weg zur Bildung eines Mili-
tärdirektoriums bestehend aus den mächtigsten EU-Staaten 
ebnen. Vor diesem Hintergrund ist es wenig verwunderlich, 
dass diese Initiative in den großen Mitgliedsländern wohlwol-
lend aufgegriﬀ en wurde.
Da alle kleinen und mittleren EU-Länder sich damit künf-
tig mit dem Platz am militärpolitischen Katzentisch zufrie-
den geben müssten, ist die entscheidende Schwachstelle des 
Witney-Konzepts die Tatsache, dass die hierdurch massiv 
benachteiligten Länder nach gegebener Rechtslage zuvor 
ihrer eigenen Marginalisierung auch noch zustimmen müs-
sten. Deshalb ist es notwendig, seine Vorschläge als das zu 
entlarven, was sie sind: der Versuch einen Kernbereich der 
EU-Politik in den Händen einiger weniger Staaten zu kon-
zentrieren. 
Bevor in dieser Studie nun die Ursprünge des Kerneur-
opa-Konzepts, dessen Verankerung im Vertrag von Lissabon 
und die neuen Versuche, das EU-Militärdirektorium durch 
die Hintertür umzusetzen, näher beschrieben werden, soll 
zunächst noch auf den European Council on Foreign Rela-
tions eingegangen werden, der Witneys Vorschläge publi-
zierte.
ECFR: EUropas Militärelite formiert sich
In den letzten Jahren hat sich eine wachsende Anzahl von 
Th ink Tanks um die immer aggressiver werdende EU-Militär-
politik “verdient” gemacht.2 Allerdings wird dennoch häuﬁ g 
darüber geklagt, es fehle an einem hinreichend proﬁ lierten 
Sammelbecken, das Elitendiskussionen zusammenführt und 
die dort vereinbarten Forderungskataloge anschließend eﬀ ek-
tiv in die Debatte einspeist. Und in der Tat, ein wirkliches 
Flaggschiﬀ  - ähnlich dem US-amerikanischen Council on 
Foreign Relation mit seinem publizistischen Aushängeschild 
“Foreign Aﬀ airs” – fehlt bislang.
Genau diese Lücke soll der im Oktober 2007 gegründete 
privat ﬁ nanzierte Europen Council on Foreign Relations 
(ECFR) schließen. Zahlreiche Beobachter bescheinigen dem 
ECFR, er habe durchaus das Potenzial, innerhalb kürzester Zeit 
zum relevantesten EU-Th ink Tank aufzusteigen. So beschei-
nigt der Finne Martti Ahtisaari, ECFR-Gründungsmitglied 
und als UN-Sondergesandter für das Kosovo maßgeblich an 
der endgültigen Zerschlagung Jugoslawiens beteiligt, dem 
Th ink Tank eine glänzende Zukunft: „Der European Coun-
cil on Foreign Relations ist von zentraler Bedeutung dafür, 
Kanäle für eine oﬀ ene Debatte in Europa zu schaﬀ en. Der 
ECFR setzt sich für die Notwendigkeit ein, dass Europa ein 
wichtiger, einheitlicher, couragierter, innovativer und kohä-
renter Akteur wird. Ich erachte den ECFR als entscheidend 
für die Förderung dieser Vision in einer sich globalisierenden 
Welt.“3 Ganz ähnlich äußerte sich der deutsche Ex-Außen-
minister Joschka Fischer: „Das internationale System benö-
tigt im 21. Jahrhundert eine starke und vereinte Europäische 
Union und das ECFR wird hierfür einen wichtigen Beitrag 
leisten.“4 Betrachtet man die Liste der 50 Gründungsmitglie-
der, scheinen solche Einschätzungen alles andere als abwegig, 
umfasst sie doch das Who-is-Who der außenpolitischen EU-
Elite (siehe Kasten).
Interessant ist dabei auch - und das könnte die tatsächliche 
Relevanz des ECFR ausmachen -, dass die Liste der Grün-
dungsmitglieder Vertreter aus den zwei rivalisierenden Lagern 
vereint. Sie vereint sowohl Transatlantiker, die für eine enge 
Kooperation mit den USA plädieren als auch Eurochauvi-
nisten, die explizit den US-Vormachtstatus in Frage stellen. 
Dem ECFR kommt in diesem Kontext die Funktion zu, 
gegensätzliche Vorstellungen zusammenzuführen, Gegen-
sätze einzuebnen und so zu verhindern, dass die Formierung 
eines aggressiven EU-Militärblocks von taktisch-strategischen 
Diﬀ erenzen innerhalb der Eliten behindert wird. Denn der 
Aufbau eines EU-Militärapparats zur aggressiven Durchset-
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zung eigener Interessen stellt ungeachtet aller Diﬀ erenzen das 
einigende Band dar. Kurz: die Aufgabe des ECFR ist es laut 
Eigenbeschreibung, dafür zu sorgen, dass die Europäische 
Union „mit einer Stimme spricht“, um die „Weltordnung zu 
gestalten.“5
Die ECFR-Selbstdarstellung, der alle 50 Gründungsmit-
glieder zugestimmt haben, ist nichts anderes als ein Manifest 
für eine oﬀ ensiv ausgerichtete EU-Außen- und Militärpoli-
tik: „Wir rufen die europäischen Regierungen dazu auf, eine 
kohärentere und entschlossenere Außenpolitik zu entwickeln, 
die sich nach unseren gemeinsamen Werten richtet, unseren 
gemeinsamen europäischen Interessen verpﬂ ichtet ist und 
von europäischer Macht gestützt wird. [...] Die EU-Außen-
politik sollte von Europas kompletter ökonomischer, poli-
tischer, kultureller und – als letztem Mittel – militärischer 
Macht unterstützt werden.“6
In der Selbstdarstellung ﬁ ndet sich sogar der vom ECFR-
Geschäftsführer Mark Leonard geprägte Begriﬀ  von Europa 
als „transformativer Macht“. Dies ist eine Anspielung auf 
die Absicht, ein imperiales Großeuropa zu schaﬀ en, in dem 
EUropa seine Machtposition für die Durchsetzung neolibe-
raler Reformen und eine periphere Anbindung der Nach-
barschaftsländer an das EU-Zentrum nutzt. Laut Leonard, 
der diesen imperialen Großraum als „Eurosphere“ bezeich-
net, sollen insgesamt 80 Staaten in dieses Projekt einbezo-
gen werden.7 Dies deckt sich exakt mit den Präferenzen des 
ECFR-Hauptﬁ nanziers, des Multimilliardärs George Soros 
bzw. seines Open Society Institutes, das bereits bei den pro-
westlichen Umstürzen auf dem Balkan und bei den „bunten“ 
Revolutionen in Osteuropa eine tragende Rolle gespielt hat.8
Vor dem Hintergrund dieser Agenda ist es nicht weiter ver-
wunderlich, dass sämtliche ECFR-Mitglieder für die Fort-
setzung - ja Intensivierung - der EU-Militarisierungsagenda 
plädieren. Aus diesem Grund will man sich von dem dro-
henden Scheitern des Vertrags von Lissabon auf keinen Fall 
die Suppe versalzen lassen. Deshalb veröﬀ entlichte der ECFR 
kurz nach der irischen Ablehnung eine Presseerklärung, in 
der er unmissverständlich untermauerte, dass trotz allem Kurs 
gehalten werden müsse: “Die EU kann es sich nicht leisten, 
zum Symbol für Schwäche und Niedergang zu werden.”9 
Gesagt, getan. Angesichts einer vom Scheitern des Vertra-
ges möglicherweise ausgelösten „Paralyse“ der EU-Militari-
sierung geht das ECFR nun in die Oﬀ ensive und versucht 
die Pläne für ein militärisches Kerneuropa, das schon seit 
Langem weit oben auf der Wunschliste der EU-Großmächte 
steht, zu retten.
Die Anfänge des Kerneuropa-Prinzips
Hintergrund für die Idee eines Kerneuropas war die Sorge 
der mächtigsten EU-Staaten, angesichts der kontinuierlichen 
Erweiterung der Europäischen Union um immer mehr kleine 
und mittelgroße Länder, sukzessive an Macht einzubüßen.10 
Charles Grant vom Centre for European Reform, fasste diese 
Überlegung folgendermaßen zusammen: “Nun, da die EU 
größer wird, müssen sich die kleinen Staaten damit abﬁ nden, 
dass es schwieriger werden wird, die großen Mitglieder davon 
zu überzeugen, dass sie innerhalb des EU-Rahmens agiere 
Gruselkabinett: 
Die ECFR-Gründungsmitglieder 
Der European Council on Foreign Relations wurde im 
Oktober 2007 gegründet und unterhält seither Büros 
in sieben europäischen Großstädten – Berlin, London, 
Madrid, Paris, Rom, Soﬁ a und Warschau. Die Liste der 
50 Gründungsmitglieder umfasst das Who-is-Who der 
außenpolitischen EU-Eliten, darunter zahlreiche Hardli-
ner. Hier eine Auswahl davon:
Mark Leonard (Großbritannien): Geschäftsführer des European 
Council on Foreign Relations. Ehemals Berater Tony Blairs und vor-
mals Chef des Foreign Policy Centre. Propagandist eines von ihm als 
„Europsphere“ bezeichneten imperialen EU-Großraums. 
Robert Cooper (Großbritannien): Generaldirektor für Außen-
wirtschaftsbeziehungen und politisch-militärische Fragen im 
Generalsekretariat des Rates der EU. Wichtigster Berater des EU-
Außenbeauftragten Javier Solana und führender Kopf einer von 
ihm selbst als “liberaler Imperialismus” bezeichneten europäischen 
Außenpolitik. Hauptautor der Europäischen Sicherheitsstrategie.
Lionel Jospin (Frankreich): Ehemaliger Premierminister Frank-
reichs.
Karl-Th eodor zu Guttenberg (Deutschland): Obmann der CDU/
CSU-Fraktion im Auswärtigen Ausschuß des Bundestages.
Ruprecht Polenz (Deutschland): Vorsitzender des Auswärtigen Aus-
schusses des Bundestages. 
Joschka Fischer (Deutschland): Wolf im Schafspelz. Ehemaliger 
grüner Außenminister und treibende Kraft hinter der deutschen 
Beteiligung am Angriﬀ skrieg gegen Jugoslawien.
Mary Kaldor (Großbritannien): Neben Herfried Münkler wichtig-
ste Vertreterin der „Th eorie“ der Neuen Kriege, das den EU-Inter-
ventionismus pseudoakademisch unterfüttert bzw. legitimiert. 
Martti Ahtisaari (Finnland): Ehemaliger UN-Sondergesandter für 
das Kosovo. Verantwortlich für den Ahtisaari-Plan zur völkerrechts-
widrigen Abspaltung des Kosovos von Jugoslawien. Präsident der 
Crisis Management Initiative.
Wolfgang Ischinger (Deutschland): Führender deutsche Balkan-
“Diplomat”. Neuer Chef der Münchner Sicherheitskonferenz, dem 
alljährlichen Treﬀ en der westlichen Kriegselite. 
George Soros (Ungarn): Selbsternannter Philanthrop. Hauptﬁ nan-
zier des ECFR. Sein Open Society Institute war maßgeblich in die 
pro-westlichen Umstürze in Südost- und Osteuropa involviert.
George Robertson (Großbritannien): Ehemaliger NATO-Gener-
alsekretär.
Chris Patten (Großbritannien): Ehemaliger EU-Außenkommissar.
Giuliano Amato (Italien): Italienischer Innenminister.
Dominique Strauss-Kahn (Frankreich): Ehemaliger franzö-
sischer Finanzminister. Heute Generaldirektor des Internationalen 
Währungsfonds.
Pascal Lamy (Frankreich): Ehemaliger EU-Handelskommissar.
Caio Koch-Weser (Deutschland): Früher Vizepräsident und Man-
aging Director der Weltbank, heute Vizepräsident der Deutschen 
Bank Gruppe und Mitglied im Kuratorium von Bertelsmann.
Renato Ruggiero (Italien): Ehemaliger italienischer Außenminister 
und früherer Generalsekretär der WTO.
Timothy Garton Ash (United Kingdom): Professor für Europäische 
Studien an der Universität von Oxford. Wichtiger Europaideologe.
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sollen, anstatt in kleinen, informellen Gruppen.”11 Mit ande-
ren Worten, “die Regierungen der großen Staaten [...] sind 
der Auﬀ assung, dass ihnen eine größere Rolle bei der Steue-
rung der Union zukommen sollte.”12 
Es waren vor allem deutsche Politiker und Intellektuelle, die 
sich besonders dabei hervortaten, die Schaﬀ ung eines Ker-
neuropas voranzutreiben. Konzeptionelle Vordenker waren 
in diesem Zusammenhang die CDU-Politiker Wolfgang 
Schäuble und Karl Lamers. Sie plädierten bereits im Jahr 
1994 in einem gemeinsamen Papier für die “Herausbildung 
eines Kerneuropas.”13 Einen weiteren wichtigen Impuls in 
diese Richtung gab Joschka Fischer in seiner Rede an der 
Humboldt-Universität sechs Jahre später, als er vorschlug, 
dass “eine kleinere Gruppe von Mitgliedstaaten als Avant-
garde diesen Weg vorausgehen, d.h. ein Gravitationszentrum 
aus einigen Staaten bilden.”14 Aber auch in Frankreich hat 
sich diese Idee mittlerweile durchgesetzt, so sprach Minister-
präsident Jacques Chirac schon im Jahr 2000 von “Pionier-
gruppen”15 und auch sein Nachfolger Nicolas Sarkozy vertritt 
die Idee, einzelne Staaten müssten zum “Motor des neuen 
Europa” werden.16 
An Begriﬀ en für die hiermit einhergehende Hierarchisierung 
EUropas mangelt es nicht, es herrscht diesbezüglich eine gera-
dezu babylonische Sprachvielfalt: „diﬀ erenzierte Integration“; 
„ﬂ exible Integration“; „asymmetrische Integration“; „engere 
Kooperation“; „Europa der verschiedenen Geschwindigkei-
ten“; „variable Geometrie“; „à la carte Europa“. Am treﬀ end-
sten ist wohl aber das Bild vom „Europa der konzentrischen 
Kreise“, denn im Kern laufen all diese Bezeichnungen auf 
dasselbe Ergebnis hinaus. Mit dem Argument, man wolle 
lediglich die „Entscheidungsfähigkeit“ der Union sicherstel-
len, soll den kleinen und mittelgroßen Mitgliedern dauerhaft 
der Platz am politischen Katzentisch der Union zugewiesen 
werden.17
Erste Umsetzungen im Wirtschaftsbereich
Einen ersten Teilerfolg erlangte das Kerneuropa-Konzept 
mit dem im Jahr 1997 unterzeichneten Vertrag von Amster-
dam, der die so genannte „enge Zusammenarbeit“ einführte. 
Sie ermöglicht es in Fragen, über die keine Einigung erzielt 
werden konnte, „voranzuschreiten“, indem sich einzelne Mit-
gliedsstaaten zu einer umsetzungswilligen Gruppe formieren, 
in der das Konsensprinzip nicht gilt. Allerdings wurde damals 
noch der komplette Bereich der Gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik (GASP) ausgeklammert und es mussten 
mindestens 50% der Mitgliedsstaaten Interesse an einer sol-
chen Zusammenarbeit bekunden.18 
Mit dem Vertrag von Nizza, den die Staats- und Regierung-
schefs im Jahr 2000 unterzeichneten, wurde das Limit auf 
acht Staaten herabgesetzt, womit die Bildung einer solchen 
nun „verstärkte Zusammenarbeit“ genannten Avantgarde-
Gruppe erheblich vereinfacht wurde. Denn im EUropa der 
27 müssen sich somit weniger als 30% der Mitglieder (statt 
wie im Amsterdamer-Vertrag noch die Hälfte) für eine solche 
Zusammenarbeit bereit erklären. Darüber hinaus wurde das 
Instrument zudem noch für den Bereich der GASP geöﬀ net, 
militärrelevante Fragen – also der Bereich der Europäischen 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik - blieben allerdings wei-
terhin explizit ausgenommen. Hiermit hatten sich die großen 
Mitglieder dennoch ein mächtiges Instrument verschaﬀ t, um 
bei Bedarf den Widerstand renitenter Staaten aushebeln zu 
können. „Eine Reihe von Studien haben die abschreckende 
Natur der verstärkten Zusammenarbeit herausgearbeitet. Die 
Drohung, sie zu benutzen, diente als Verhandlungsmittel, 
um die widerspenstigsten Mitgliedsstaaten zum Einlenken zu 
bewegen.“19
Kerneuropa im Vertrag von Lissabon
Bereits im Jahr 2003 forderten Jürgen Habermas und andere 
europäische Intellektuelle in ihrer einﬂ ussreichen Initiative 
zur „Wiedergeburt Europas“, die „verstärkte Zusammen-
arbeit“ auf militärrelevante Bereiche auszuweiten: „Wenn 
Europa nicht auseinanderfallen soll, müssen diese Länder 
jetzt von dem in Nizza beschlossenen Mechanismus der ‚ver-
stärkten Zusammenarbeit‘ Gebrauch machen, um in einem 
‚Europa der verschiedenen Geschwindigkeiten‘ mit einer 
gemeinsamen Außen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik 
den Anfang zu machen. [...] Das avantgardistische Kerneur-
opa darf sich nicht zu einem Kleineuropa verfestigen; es muß 
– wie so oft – die Lokomotive sein.“20
Nahezu parallel ﬂ ossen diese Überlegungen sowohl in den 
EU-Verfassungsvertrag als auch in seinen Nachfolger, den 
Vertrag von Lissabon (auch: EU-Reformvertrag) ein.21 Die im 
Vertrag von Lissabon schließlich anvisierte „Ständige Struk-
turierte Zusammenarbeit“ (SSZ) würde erstmals die Bil-
dung von Kerngruppen im Militärbereich erlauben. Darüber 
hinaus würde hierfür nicht einmal mehr eine Konsensent-
scheidung benötigt, der Rat kann mit qualiﬁ zierter Mehr-
heit eine SSZ beschließen. So schreibt der wissenschaftliche 
Dienst des Bundestages: „Nach dem [Vertrag von Lissabon] 
ist für die Einrichtung einer SSZ einschließlich der Liste der 
daran teilnehmenden Mitgliedstaaten ein Beschluss des Rates 
mit qualiﬁ zierter Mehrheit erforderlich. Innerhalb der SSZ 
gilt [...] das Prinzip der Einstimmigkeit – allerdings sind nur 
die sich an der SSZ beteiligenden Mitgliedstaaten stimmbe-
rechtigt.“22
Dies ist umso problematischer, da für die SSZ keine Min-
destteilnehmerzahl gilt, ja sogar Teilnehmer im Nachhinein 
wieder hinausgeworfen werden können – wiederum ohne das 
sämtliche Beteiligten dem zustimmen müssten: „Sofern ein 
Mitgliedstaat nicht länger die Kriterien oder Verpﬂ ichtungen 
erfüllt, können die an der SSZ beteiligten Mitgliedstaaten 
diesen mit qualiﬁ zierter Mehrheitsentscheidung ausschließen 
[...]. Über die Aufnahme neuer Mitgliedstaaten entscheiden 
ebenfalls lediglich die an der SSZ beteiligten Mitgliedstaaten 
mit qualiﬁ zierter Mehrheit.“23 Berücksichtigt man zudem die 
Tatsache, dass mit dem Vertrag von Lissabon die Stimmge-
wichtung im Rat, die ja entscheidend für das Erreichen einer 
qualiﬁ zierten Mehrheit ist, ebenfalls stark zugunsten der 
Großmächte verschoben würde, gäbe es kaum Möglichkei-
ten, eine Ständige Strukturierte Zusammenarbeit zu verhin-
dern, falls sich einige der großen EU-Staaten diesbezüglich 
einig sein sollten.
Dies ist für die kleinen und mittleren EU-Länder extrem 
Besorgnis erregend: zwar wird allenthalben betont, jedes 
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Unionsmitglied dürfe sich beteiligen, niemand beabsichtige, 
irgendjemanden damit auszuschließen. Gleichzeitig wurde 
die Messlatte für die Beteiligung an einer Ständigen Struk-
turierten Zusammenarbeit in Form diverser Eintrittskriterien 
so hoch angelegt wird, dass ein Großteil der kleineren EU-
Länder daran scheitern wird, wie aus dem – verbindlichen24 
- Protokoll Nr. 10 des Reformvertrags ersichtlich wird:  
„An der Ständigen Strukturierten Zusammenarbeit nach 
Artikel 28a Absatz 6 des Vertrags über die Europäische Union 
kann jeder Mitgliedstaat teilnehmen, der sich ab dem Zeit-
punkt des Inkrafttretens des Vertrags von Lissabon verpﬂ ich-
tet,
a) seine Verteidigungsfähigkeiten durch Ausbau seiner natio-
nalen Beiträge und gegebenenfalls durch Beteiligung an mul-
tinationalen Streitkräften, an den wichtigsten europäischen 
Ausrüstungsprogrammen und an der Tätigkeit der Agentur 
für die Bereiche Entwicklung der Verteidigungsfähigkeiten, 
Forschung, Beschaﬀ ung und Rüstung (Europäische Verteidi-
gungsagentur) intensiver zu entwickeln und
b) spätestens 2010 über die Fähigkeit zu verfügen, entweder 
als nationales Kontingent oder als Teil von multinationalen 
Truppenverbänden bewaﬀ nete Einheiten bereitzustellen.“ 
(Protokoll Nr. 10, Artikel 1)
Im Klartext sollen laut Vertrag von Lissabon nur die Staa-
ten, die sich an den zentralen Rüstungsprojekten beteiligen 
und Battlegroups bereitstellen, künftig überhaupt die Chance 
eingeräumt bekommen, in zentralen sicherheitspolitischen 
Fragen mitreden zu dürfen. Diese Pläne bleiben schon jetzt 
nicht ohne Wirkung: Interne EU-Studien belegen, dass die 
Sorge, ggf. den Zugang zu diversen militärischen Exklusiv-
gruppen verweigert zu bekommen, viele kleinere Länder 
zur Aufstellung von - kostspieligen - Battlegroups veranlasst 
hat.25 
Das Ziel: Ein „Direktorium“ für die EU-
Außenpolitik
Die SSZ soll einerseits die Mitgliedsländer dazu veranlassen, 
mehr Geld in den Rüstungssektor zu pumpen, andererseits 
aber gleichzeitig auch exklusiv wirken.26 Dies zeigen bspws. 
die Vorschläge von Pierre Lellouche, dem außenpolitischen 
Sprecher der Sarkozy-Partei UMP. Er sprach sich dafür aus, 
dass die sechs größten Mitgliedsstaaten eine Ständige Struk-
turierte Zusammenarbeit bilden („Verteidigungs-G6“), wobei 
er aber als Teilnahmebedingung u.a. Rüstungsausgaben von 
2% des BIP und die Aufstellung von Battlegroups im Umfang 
von 10.000, statt wie bisher von 1.500 Soldaten benennt.27 
Sarkozy selbst schlug noch im März 2008 vor, die Ständige 
Strukturierte Zusammenarbeit dafür zu nutzen, ein „Direkto-
rium“ für den Bereich der Militärpolitik bestehend aus Frank-
reich, Großbritannien, Deutschland, Italien, Spanien und 
Polen zu bilden.28 Nahezu identische Überlegungen stellte 
auch die einﬂ ussreiche Bertelsmann-Stiftung mit ihrer For-
derung nach einem EU-Sicherheitsrat an: „Mit der Bildung 
einer Sicherheits- und Verteidigungs-Gruppe unter der Kon-
trolle des Europäischen Rates sollte ein neuer strategischer 
Sicherheitsrahmen errichtet werden, um sicherzustellen, dass 
Führungsfunktionen innerhalb und nicht außerhalb des insti-
tutionellen Rahmens der EU wahrgenommen werden. [...] 
Eine Möglichkeit wäre, dass sich solch eine Führungsgruppe 
aus Großbritannien, Frankreich, Deutschland, Italien, den 
Niederlanden, Polen und Spanien zusammensetzt.“29
ECFR-Plädoyer für ein EU-Militärdirekto-
rium – auch ohne Vertrag von Lissabon
Nick Witney fasst das Ziel des Lissabonner Vertrages folgen-
dermaßen zusammen: „Es scheint, als ob der Vertrag mit der 
Idee entworfen wurde, eine Art Verteidigungseurozone mit 
einem harten Kern von sechs bis acht Staaten zu schaﬀ en, die 
in Verteidigungsfragen schneller und weiter als die anderen 
voranschreiten.“30 Nun, nachdem der Vertrag zu scheitern 
droht, macht sich Witney auf, das militärische Kerneuropa 
auf anderem Wege einzuführen.
Denn gleich zu Beginn seiner Studie lässt der Brite keine 
Zweifel daran aufkommen, dass die machtpolitischen Vor-
teile der Ständigen Strukturierten Zusammenarbeit zu ver-
lockend sind, als dass man sich vom Scheitern des Vertrages 
in dieser Frage beirren lassen dürfte: „Ein besonderes Element 
des Lisabonner Vertrages, die Bestimmungen über die ‚Stän-
dige Strukturierte Zusammenarbeit‘ im Verteidigungsbe-
reich, wäre besonders hilfreich. Im Kern geht es dabei darum, 
einen ‚Pioniergruppenansatz‘ zu implementieren. [...] Sollte 
sich die Verabschiedung des Vertrages stark verzögern – oder 
noch schlimmeres passieren -, dann sollte das Model den-
noch geschaﬀ en werden, sodass soviel als möglich davon in 
die ESVP-Arbeit, wie sie gegenwärtig funktioniert, integriert 
werden kann. Die ESVP benötigt dringend Pioniergruppen 
und die Grundlage dafür, um dieses Konzept zu implemen-
tieren, existiert bereits mit der Europäischen Verteidigungs-
agentur.“31 
Selbstredend betont Witney auch, dass Staaten, die seine 
Kriterien nicht erfüllen können oder wollen, keinerlei Ein-
ﬂ uss auf die Ausgestaltung der Ständigen Strukturierten 
Zusammenarbeit erhalten sollen: „Außen stehende dürfen 
keinen Platz am Tisch beanspruchen, damit sie nicht das 
ganze Unterfangen auf die Geschwindigkeit des Langsamsten 
herunterbremsen.“32 Nachdem er dies klargestellt hat, schlägt 
Witney einen dreistuﬁ gen Aussiebungsprozess vor, mit dem 
das militärische Kerneuropa Gestalt annehmen und die Spreu 
vom Weizen getrennt werden soll: 
1. Vorsortierung durch Basiskriterien: Rüsten und Krieg führen
Eine erste Hürde stellt der ehemalige Chef der Verteidi-
gungsagentur auf, indem er einige Minimalanforderungen 
benennt, ohne deren Erfüllung eine Teilnahme von vorne-
herein ausgeschlossen ist. Konkret wird die Richtgröße von 
Rüstungsausgaben in Höhe von mindestens 1% des BIP 
benannt. Um diese Hürde zu nehmen, soll es ebenfalls not-
wendig sein, mindestens ein Prozent der Gesamtheit der EU-
Soldaten zu stellen.33 
2. Die Spreu vom Weizen trennen: Spezialisierte Pioniergrup-
pen 
Nachdem durch die Basiskriterien „vorsortiert“ wurde, soll 
in einem zweiten Schritt weiter ausgesiebt werden: „Spezielle 
Pioniergruppen sollten für die wichtigsten Bereiche für die 
Ankurbelung der Europäischen Verteidigungskapazitäten 
gegründet werden – militärische Kapazitätenentwicklung, 
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Forschung und Entwicklung, Rüstung, etc. Jede dieser Grup-
pen würde ihre eigenen Qualiﬁ kationskriterien entwickeln.“34 
Auch wenn die konkreten Anforderungen hier völlig im Dun-
keln bleiben, so dürfte die Messlatte für die Beteiligung an 
den spezialisierten Pioniergruppen deutlich höher liegen als 
die zuvor deﬁ nierten Basiskriterien. 
3. Who pays plays: Im Kern nur die Mächtigen
Der letzte Schritt dient schließlich oﬀ enbar dem Zweck, das 
sich hierdurch herauskristallisierende Kerneuropa möglichst 
klein zu halten: „Aus den spezialisierten Gruppen könnte eine 
Kerngruppe gebildet werden, die sich aus den Staaten zusam-
mensetzt, die am meisten zu den meisten Aktivitätsbereichen 
beitragen.“35 Zwar macht Witney auch hier keine genauen 
Angaben, wie der ﬁ nale Selektionsprozess im Detail ablaufen 
soll. Da aber der „Einﬂ uss proportional zu den Beiträgen jedes 
Landes“ sein soll36, werden hiermit per Deﬁ nition lediglich 
die reichsten und größten EU-Mitgliedsländer in die Lage 
versetzt, das anvisierte „Militärdirektorat“ zu bilden. 
Schon die Basiskriterien schließen eine ganze Reihe von 
Ländern von vorneherein aus – nach gegenwärtigem Stand 
Österreich, Irland, Luxemburg, Malta, Bulgarien, Zypern 
und Griechenland. Welche Länder im zweiten Schritt auf der 
Strecke bleiben und wer schlussendlich das militärische Ker-
neuropa bilden wird, lässt sich gegenwärtig noch nicht sicher 
sagen. Einen Blick in die Kristallkugel, wie sich Witney das 
Ganze schlussendlich vorstellt, versteckt er in seiner Studie 
aber dennoch in einer Fußnote. Dort befürwortet er die 
Überlegungen Lellouches für ein Sechserdirektorat, gibt aber 
zu bedenken, dass Schweden noch dazugehören sollte.37
Es verwundert nicht weiter, dass von Medien und Politik 
der großen Mitgliedsstaaten Witneys Vorschläge wohlwollend 
aufgenommen wurden. Exemplarisch erklärte Ex-Außenmi-
nister Joschka Fischer kurz nach Veröﬀ entlichung der Studie: 
„Wir müssen die Realität eines Europas der verschiedenen 
Geschwindigkeiten bei der Verteidigung anerkennen.“38 Ob 
allerdings die Begeisterung für Witneys Pläne in den Haupt-
städten der kleinen und mittleren EU-Länder ähnlich groß 
ist, darf bezweifelt werden.
Irland, Österreich, etc. – die Marginalisierung 
ablehnen!
Einen besonderen Leckerbissen hält Witney für alle Länder 
bereit, die an der einen oder anderen seiner Hürden ausge-
sondert werden. Denn der EU-Stratege schlägt vor, das „costs 
lie where they fall“-Prinzip abzuschaﬀ en.39 Es besagt, dass die 
Länder, die sich an bestimmten Maßnahmen beteiligen, auch 
die jeweiligen Kosten übernehmen müssen. Stattdessen will 
Witney, dass solche Kosten künftig auf alle Länder – auch 
auf die, die nicht mitmachen wollen, dürfen oder können 
– verteilt werden. Dadurch könnte die paradoxe Situation 
entstehen, dass Länder zwar in bestimmten ESVP-Bereichen 
keinerlei Mitspracherechte eingeräumt bekommen, aber den-
noch für die entstehenden Kosten mit aufkommen sollen.
Einen Schönheitsfehler hat Witneys Konzept jedoch. Ohne 
neuen EU-Vertrag kann es nur umgesetzt werden, wenn ihm 
zuvor sämtliche Mitgliedsstaaten zustimmen (mit verabschie-
deten Vertrag von Lissabon wäre nur eine qualiﬁ zierte Mehr-
heit erforderlich). Die kleinen und mittleren EU-Länder 
müssten also in ihre Marginalisierung formal einwilligen. 
Da beispielsweise Irland seinen Rüstungshaushalt nahezu 
verdoppeln müsste, um allein die Basiskriterien zu erfüllen 
(Österreich müsste immerhin noch 20% draufsatteln), ist 
es schwer vorstellbar, dass Witneys Vorschläge dort auf allzu 
große Gegenliebe stoßen werden. 
Aus diesem Grund richtet Witney auch vorsorglich unver-
hohlene Drohungen an die Adresse möglicher Querulanten: 
„Die Implementierung dieser Schritte würde die Unterstüt-
zung oder Billigung sämtlicher Mitgliedsstaaten erfordern, 
einschließlich derjenigen, die zu wenig beitragen – aber 
unter den gegenwärtigen Umständen wäre es außerordent-
lich unerhört, eine solche Entwicklung mit einem Veto zu 
blockieren.“40 Dennoch steht zu hoﬀ en, dass sich die klei-
nen und mittleren EU-Länder von solchen Drohungen nicht 
einschüchtern lassen und dem militärischen Kerneuropa eine 
Absage erteilen.
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